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Barbara Nohr

„Frauenförderung ist Wirtschaftsförderung"
Die Geschlechterpolitik der rot-grünen Bundesregierung

Beim Titel „Frauenförderung ist Wirtschaftsförderung" ' handelt es sich um
eine gern und oft verwendete Parole von Christine Bergmann, die von 1998
bis 2002 rot-grüne Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend gewesen ist. Ich bemühe diese Parole immer wieder gerne, weil sie
sehr deutlich zeigt, in welchem Rahmen Frauenförderpolitik und Gleich-
Stellungspolitik gedacht wird. In meinem Beitrag zeichne ich zunächst
kurz nach, in welchem Interpretationsrahmen, mit welchem Hinter-
grundverständnis Gleichstellungspolitik in den 1970er Jahren die Paria-
mente Westdeutschlands erreichte und geprägt hat. Dann habe ich mir
die vier Jahre genauer angeschaut, in denen nach sechzehn Jahren konser-
vativ-liberaler Regierung unter Helmut Kohl eine rot-grüne Regierung die
Chance hatte, den „Aufbruch in der Gleichstellungspolitik" umzusetzen,
also 1998 bis 2002. Dabei ist eines besonders augenfällig: Die Lücke, die
zwischen der inflationären Verwendung neuer - angeblich gleichstellungs-
politischer -Begriffe und den faktischen, gesetzlich fixierten Verbesserun-

gen für Frauen klafft.
Ich konzentriere mich dabei auf den Bereich Gleichstellung von Frauen

und Männern im Erwerbsleben, insbesondere in der Privatwirtschaft. Hier
handelt es sich m.E. um ein 'Kristallisationsfeld', wo die Kämpfe zwischen
feministischen Positionen, die gleiche Rechte einfordern, und neoliberalen
Ideologemen, die die optimale Ausnutzung von 'Humanressourcen' zum
Ziel haben, besonders krass aufeinanderprallen.

Antidiskriminierungspolitik als Antwort auf strukturelle
Ungleichheiten

In der Bundesrepublik hat die Neue Frauenbewegung die Gerechtigkeitsde-
fizite im Geschlechterverhältnis Ende der 1960er, zu Beginn der 1970er auf
die politische Tagesordnung gesetzt. Dabei rückten die strukturelle Un-
gleichheit in allen Lebensbereichen und die umfassende Unterdrückung
von Frauen ins Interesse derjenigen, die sich für Gleichheit, Emanzipation
und den Abbau von Herrschaft einsetzten. Und das waren in jener Zeit recht
viele Menschen. Strukturelle Ungleichheit meinte, dass Frauen nicht als
Individuum benachteiligt werden, sondern qua Struktur aufgrund ihrer
Zugehörigkeit zum weiblichen Geschlecht. Die Ungleichbehandlung von
Frauen wurde dabei verstanden als ein Organisationsprinzip dieser Gesell-
schaftsform (Patriarchat), dem sich letztlich keine entziehen kann. Das
bedeutet, dass Frauen auch dann diskriminiert sind, wenn sie es selbst nicht
so empfinden. Der Kampf, den Frauen führten, ging vor allem um gleiche
Rechte und Teilhabe sowie um körperliche Unversehrtheit. Neben dem
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Thema 'Gewalt' war immer 'Arbeit' bzw. deren Neudefinition das Schlüs-
selthema feministischer Politik. Zum einen ging und geht es dabei um die
unbezahlte, in der Regel von Frauen geleistete sogenannte Reproduktions-
arbeit und zum anderen um die geschlechtergerechte Verteilung der bezahl-
ten Arbeit.

Das Modell der bürgerlichen Kleinfamilie - von konservativen Sozialpo-
litikerlnnen als Ideal solidarischen Miteinanders und quasi naturgegebene
Lebensform gepriesen - wurde kritisch hinterfragt und als patriarchale
Herrschaftsform entlarvt. In ihr sind die historisch hervorgebrachte ge-
schlechtsspezifische Arbeitsteilung und das damit verbundene patriarchal
dominierte Geschlechterverhältnis fest eingeschrieben. Politisch-konzep-
tionell wurde der Abbau dieser 'Ungerechtigkeiten' in der Politik der
Antidiskriminierung und der aktiven Gleichstellungspolitik zusammenge-
fasst. In den 1980er Jahren diskutierten beispielsweise die Grünen ein
umfassendes Antidiskriminierungsgesetz für Frauen, das nahezu jeden
Lebensbereich betraf: die Arbeitswelt, die Sprache, die Ehe, Hochschule
und Bildung etc. Strukturelle Diskriminierung erfordere - so die Grund-
Überzeugung - Änderungen der Struktur, und bis zur Überwindung der
patriarchalen Struktur eine positive Diskriminierung von Frauen. Auch die
Sozialdemokratinnen legten noch Anfang der 1990er Jahre einen eigenen
Gesetzentwurf zur Gleichstellung von Frauen und Männern im Erwerbsie-
ben vor, der für den öffentlichen Dienst und die Privatwirtschaft gleicher-
massen gegolten hätte; Quoten und Möglichkeiten, bei Verstoss zu sanktio-
nieren, waren selbstverständlicher Bestandteil im Forderungskatalog. Über
PDS, Bündnis90/Die Grünen bis in weite Teile der SPD war damals noch
Konsens, dass die Diskriminierung von Frauen ein Verstoss gegen die
Verfassung und dass der Staat dazu verpflichtet sei, aktiv Massnahmen zur
Gleichstellung im Ergebnis zu ergreifen. Selbst die heftig umstrittene Quote
fand in der einen oder anderen Form Eingang in die Entwürfe der Opposi-
tion (leistungsbezogen, in Form von Zielvorgaben u.ä.).

Der Europäische Gerichtshof hat mit seiner Bestätigung einer leistungs-
bezogenen, flexiblen Quote deutlich gemacht, dass die Diskriminierung
von Frauen keine Privatsache und der Gesetzgeber durchaus berechtigt ist,
Personalentscheidungen zu beeinträchtigen, um darauf hinzuwirken, beste-
hende Benachteiligungen zu beseitigen. Leistungsbezogen meint, dass die
Quote erst dann zum Tragen kommt, wenn gleiche „Leistungen" vorliegen,
das heisst die Berwerberin und der Bewerber das gleiche Leistungsniveau
anbieten können. Flexibel bedeutet, dass im Falle einer Leistungsgleichheit
nicht automatisch zugunsten der Frau entschieden wird, sondern soziale
Kriterien - wie etwa Zugehörigkeit zum Betrieb, Anzahl unterhaltspflich-
tiger Personen - bei der Entscheidung zu berücksichtigen sind. Inzwischen
gibt es sogar einige gleichstellungspolitische Richtlinien, die für die Bun-
desrepublik bindende Wirkung haben.- Gute Voraussetzungen demnach
für die Umsetzung gleichstellungspolitischer Forderungen im Arbeitsrecht

- den politischen Willen vorausgesetzt.
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